
Satzung Clever Kids e.V., Version 09.2015 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein führt den Namen "Clever Kids e.V." und ist im Vereinsregister des Amtsgerichts 
Hof eingetragen. 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Hof/Saale. 
(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Vereinszweck 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung frühkindlicher zweisprachiger Erziehung. 
(2) Der Verein wird zu diesem Zweck insbesondere in den folgenden Bereichen tätig sein: 
(3) Trägerschaft des zweisprachigen Kindergartens "Clever Kids Planet" (CKP) in Hof und evtl. 
weiteren Kindergärten gleicher Konzeption in weiteren Orten. 
(4) Entgegennahme von Spenden, um den Kindergartenbesuch im zweisprachigen Kindergarten 
CKP auch für Kinder sozialschwacher Familien zu ermöglichen und um die Arbeit des bilingualen 
Kindergartens CKP zu unterstützen., 
(5) Unterstützung der weiteren Entwicklung der Spielpädagogik im Sinne der zweisprachigen 
Erziehung anhand der Praxis im bilingualen Kindergarten CKP und in Zusammenarbeit mit den 
Fachakademien für Sozialpädagogik in Hof und Ahornberg in der Ausbildung als ErzieherIn; 
(6) Veranstaltungen, Publikationen und andere Veröffentlichungen um die Philosophie und 
Arbeitsweise der zweisprachigen Erziehung zu fördern; 
(7) Beratung, Mitwirkung und Trägerschaft bei der Gründung einer zweisprachigen Grundschule 
oder eines zweisprachigen Zugs an einer bestehenden Grundschule. 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.   
(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.   
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.   
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigt werden.   

§ 4 Mitglieder 
(1) Mitglied kann jede natürliche und juristische Person werden.   
(2) Der Antrag auf Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand einzureichen. Über die 
Aufnahme entscheidet der Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des 
Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 
Der Vorstand kann die Aufnahme von Mitgliedern ablehnen, die nicht am Bankeinzugsverfahren 
teilnehmen. 
(3) Zu Ehrenmitgliedern können Mitglieder aufgrund langjähriger Verdienste oder 
außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des Vorstands durch die Mitgliederversammlung 
ernannt werden.  
(4) Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod, durch Austritt, Streichung von der Mitgliederliste oder 
durch Ausschluss aus dem Verein.   
(5) Der Austritt ist schriftlich (auch per Email) gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er ist nur unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Ende eines Kalenderjahres möglich. Die 
Mitgliedschaft ist nicht übertragbar.   
(6) Über die Streichung von der Mitgliederliste entscheidet der Vorstand. Ein Anspruch auf 
Rückvergütung des Mitgliedsbeitrags besteht nicht. Die Mitgliedschaft kann vom gestrichenen 
Mitglied neu beantragt werden. Mögliche Gründe für die Streichung sind:   
a. Das Mitglied ist trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse länger als drei 
Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug, ohne dass eine soziale Notlage 
nachgewiesen wird.  
b. Das Arbeitsverhältnis von Mitgliedern, die gleichzeitig Mitarbeiter des Vereins sind, endet.  
c. Das Mitglied meldet sein Kind aus der Einrichtung ab, kein weiteres Kind bleibt in der Einrichtung 

angemeldet und das Mitglied ist mit seiner fälligen Beitragszahlung länger als ein Jahr in Verzug. Das 
Mitglied muss dazu einmal schriftlich (Email ist möglich) an die zuletzt bekannte Adresse gemahnt und 
kann nach Ablauf einer anschließenden Frist von 14 Tagen gestrichen werden. 
(7) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand, nachdem dem betroffenen Mitglied rechtliches 
Gehör verschafft worden ist. Gründe für den Ausschluss sind beispielsweise schwerwiegende 
Verstöße gegen die Vereinsinteressen, grobe Verstöße gegen die Satzung sowie unehrenhaftes 
Verhalten innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, das das Ansehen des Vereins öffentlich 
oder vereinsintern schwer beschädigt.   
(8) Gegen die Ablehnung der Aufnahme und gegen den Ausschluss kann Berufung zur nächsten 
Mitgliederversammlung eingelegt werden. Während des Ausschließungsverfahrens ruhen die 
Rechte des Mitglieds. Die Mitgliederversammlung entscheidet dazu endgültig.  

§ 5 Mitgliedsbeiträge 
(1) Von den Mitgliedern wird ein Jahresbeitrag erhoben, dessen Höhe die Mitgliederversammlung 
festsetzt.   
(2) Mitgliedsbeiträge werden im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren eingezogen. Das Mitglied hat 
sich hierzu bei Eintritt in den Verein zu verpflichten, ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen sowie 
für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen.   

§ 6 Organe des Vereins 
Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der Vorstand und der Beirat. 

§ 7 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:   
a. Entgegennahme der Berichte des Vorstands,   
b. Festsetzung der Höhe des Jahresbeitrags,   
c. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder und der Kassenprüfer,   
d. Beschlussfassung über die Geschäftsordnung für den Vorstand,   
e. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Auflösung des Vereins,  
f. Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Beschluss des Vorstands über einen 
abgelehnten Aufnahmeantrag und über einen Ausschluss.  
(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich mindestens einmal statt. Außerdem muss 
die Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder 
wenn die Einberufung von einem Fünftel der Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
vom Vorstand schriftlich verlangt wird.   
(3) Jede Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung vom 
stellvertretenden Vorsitzenden, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen durch persönliche 
Einladungsschreiben oder per Email einberufen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, 
wenn sie an die dem Verein zuletzt bekannt gegebene Anschrift oder Email-Anschrift gerichtet sind. 
Dabei ist die vorgesehene Tagesordnung mitzuteilen.   
(4) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung bei m 
Vorsitzenden schriftlich oder per Email beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf 

die Tagesordnung gesetzt werden. Dieser Antrag muss in entscheidungsfähiger Form vorgelegt 
werden. Ein reines Stichwort genügt dazu ausdrücklich nicht. Über Anträge auf Ergänzung der 
Tagesordnung, die erst in der Versammlung gestellt werden, beschließt die Mitglieder-versammlung.   

§ 8 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung vom 
stellvertretenden Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Bei Wahlen kann 
die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Aussprache 
einem Wahlausschuss übertragen werden.   
(2) In der Mitgliederversammlung ist jedes Mitglied stimmberechtigt. Beschlussfähig ist jede 
ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung, wenn mindestens ein Viertel der 
Vereinsmitglieder erschienen ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorsitzende verpflichtet, 
innerhalb von vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder 
beschlussfähig.   
(3) Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt, entscheidet bei der Beschlussfassung die 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Zur 
Änderung der Satzung und zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Viertel der 
abgegebenen Stimmen erforderlich.   
(4) Die Art der Abstimmung wird grundsätzlich vom Vorsitzenden als Versammlungsleiter 

festgesetzt. Die Abstimmung muss jedoch geheim durchgeführt werden, wenn ein Fünftel der 
erschienenen Mitglieder dies beantragt.  Der Vorstand nach § 26 BGB muss einzeln, der Rest des 
Vorstands kann per Blockwahl gewählt werden.  
(5) Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift soll Ort und 
Zeit der Versammlung, Die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Person des Versammlungsleiters, 
die Tagesordnung, die Beschlüsse, die Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung 
enthalten.   

§ 9 Vorstand 
(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus dem erweiterten Gesamtvorstand und dem Vorstand im 
Sinne des § 26 BGB. Der Vorstand nach §26 BGB besteht aus drei Mitgliedern und zwar dem 
Vorsitzenden, dem ersten stellvertretenden Vorsitzenden und dem zweiten stellvertretenden 
Vorsitzenden. Der erweiterte Gesamtvorstand besteht aus bis zu maximal vier weiteren Mitgliedern. 
Der Gesamtvorstand besteht somit insgesamt aus mindestens 3 und maximal 7 Mitgliedern.  
(2) Der Vorstand verteilt die Ressorts Finanzen und Schriftführung in seiner konstituierenden 
Sitzung selbst.   
(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt. Die 
Vorstandsmitglieder bleiben auch nach dem Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Neuwahl im Amt. Bei 
Neuwahl soll auf eine Zusammensetzung des Vorstands aus erfahrenen und jüngeren 
Vorstandsmitgliedern geachtet werden. Regelmäßiger Wechsel ist ausdrücklich erwünscht. Drei 
Amtsperioden sollen grundsätzlich nicht überschritten werden. Tritt ein Vorstandsmitglied zurück, 
kann der Vorstand bis zur nächsten Wahl die Amtsgeschäfte des ausgeschiedenen Vorstands 
weiterführen. Alternativ ist der Vorstand berechtigt, aus dem Kreis der Vereinsmitglieder ein 
Ersatzvorstandsmitglied für die restliche Amtsdauer des ausscheidenden Vorstandsmitglieds zu 
wählen.  

§ 10 Zuständigkeit des Vorstands 
(1) Der Vorstand ist für alle Gelegenheiten des Vereins zuständig, die nicht durch diese Satzung 
anderen Vereinsorganen vorbehalten sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben:   
a. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnung.   
b. Einberufung der Mitgliederversammlung,   
c. Vollzug der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,   
d. Verwaltung des Vereinsvermögens,   
e. Erstellung des Jahres- und Kassenberichts,   
f.  Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Vereinsmitgliedern.   
g. Ernennung und Abberufung sowie Festlegung des Wirkungskreises von Referenten als 
besondere Vertreter nach §30 BGB zur Unterstützung in einzelnen Bereichen.  
(2) Die Vorstände nach §26 BGB sind einzeln vertretungsberechtigt. Die Mitgliederversammlung 
kann ihnen generell oder im Einzelfall Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilen. 
Die Vertretungsbefugnis des Vorstands ist dahingehend beschränkt, dass bei Rechtsgeschäften 
über einen Wert von mehr als 1000 EUR die Einwilligung des Gesamtvorstands erforderlich ist. Der 
Vorstand ist grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Vorstandsmitglieder können für die Vorstandstätigkeit 
jährlich eine pauschale Tätigkeitsvergütung in Höhe der in §3 Nr. 26a EStG festgelegten 
Ehrenamtspauschale erhalten. Über deren Gewährung entscheidet die Mitgliederversammlung 
jährlich durch Beschluss.  

§ 11 Sitzung des Vorstands 

(1) Der Vorstand entscheidet in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung vom ersten 
stellvertretenden Vorsitzenden einberufen werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll 
eingehalten und die Tagesordnung bekannt gegeben werden. Die Kommunikation im Verein kann in 
Textform (auch mittels elektronischer Medien) erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, 
wenn sie an die dem Verein zuletzt bekannt gegebene Anschrift oder Email-Anschrift gerichtet sind. Der 
Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Abstimmung ist bei 
Verhinderung per Email oder schriftlich möglich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 

Vorsitzenden beziehungsweise des die Sitzung leitenden Vorstandsmitglieds. Beschlüsse sind 
auch ohne Versammlung gültig, wenn alle Vorstandsmitglieder Ihre Zustimmung schriftlich 
erklären.  
(2) Im Einzelfall kann der Vorsitzende anordnen, dass die Beschlussfassung im Umlaufverfahren 
per Email erfolgt. Es gelten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen 
dieser Satzung. Der Vorsitzende legt die Frist zur Zustimmung zu einer Beschlussvorlage im 
Einzelfall fest. Die Frist muss mindestens drei Tage ab Zugang der Email-Vorlage sein. Die Email-
Vorlage gilt dem Vorstandsmitglied als zugegangen, wenn dem Absender der Email die – 
Versende-Bestätigung vorliegt. Für den Nichtzugang ist der Email Empfänger beweispflichtig. 
Widerspricht ein Vorstandsmitglied der Beschlussfassung über Email innerhalb der vom 
Vorsitzenden gesetzten Frist, muss der Vorsitzende zu einer Vorstandssitzung einladen.   
(3) Über die Sitzung des Vorstands ist vom Schriftführer ein Protokoll aufzunehmen. Die 
Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die Beschlüsse 
und das Abstimmungsergebnis enthalten.   

§ 12 Kassenführung 
(1) Die zur Erreichung des Vereinszwecks notwendigen Mittel werden in erster Linie aus Beiträgen 
und Spenden aufgebracht.   
(2) Der Vorstand, der das Finanzressort betreut, hat über die Kassengeschäfte Buch zu führen und 
eine Jahresrechnung zu erstellen. Zahlungen, die über den Betrag von 1.000,00 EUR hinausgehen, 
dürfen nur aufgrund von Auszahlungsentscheidungen gemeinsam mit einem weiteren 
Vorstandsmitglied nach §26 BGB geleistet werden.   
(3) Die Jahresrechnung ist von zwei Kassenprüfern, die von der Mitgliederversammlung jeweils auf 
zwei Jahre gewählt werden, zu prüfen. Sie dürfen nicht Mitglieder des Gesamtvorstands sein und 
können nur zweimal wiedergewählt werden. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die 
Buchführung jederzeit zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung 
haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur 
auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge.  

§ 13 Beirat 
Der Beirat setzt sich zusammen aus mindestens drei, höchstens fünf Personen, beispielsweise aus 
Wirtschaft, Politik, Kirche, Wissenschaft, die die Ziele der bilingualen Früherziehung unterstützen 
und fördern. Der Beirat soll den Vorstand beraten und bereit sein, sich in der Öffentlichkeit für den 
Verein einzusetzen. Der Beirat kann aus seinem Kreis einen Vorsitzenden bestimmen. Vorschläge 
zur Besetzung des Beirats können von allen Mitgliedern eingereicht werden. Mitglieder des Beirats 
werden durch Beschluss des Vorstands berufen und abberufen. Sie brauchen nicht Mitglieder des 
Vereins zu sein.  

§ 14 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte 
(1) Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben und des Zwecks 
des Vereins personenbezogene Daten und Daten über persönliche und sachbezogene 
Verhältnisse seiner Mitglieder. Diese Daten werden darüber hinaus gespeichert, übermittelt und 
bearbeitet.   
(2) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die 
Mitglieder der Speicherung, Übermittlung, Bearbeitung und Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und Zwecke des Vereins zu. Eine anderweitige 
Datenverwendung (beispielsweise Datenverkauf) ist nicht statthaft.   
(3) Jedes Mitglied hat das Recht auf Auskunft über seine gespeicherten Daten, Berichtigung seiner 
gespeicherten Daten i m Falle der Unrichtigkeit, Sperrung seiner Daten und Löschung seiner Daten.   
(4) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung stimmen die 
Mitglieder weiter der Veröffentlichung von Bildern und Namen in Print- und Telemedien sowie 
elektronischen Medien zu (z.B. Gruppenbilder, Jubiläen usw.).   

§ 15 Auflösung 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Hof, welche es unmittelbar 
und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Sinne dieser Satzung zu verwenden hat.  

§ 16 Inkrafttreten 
Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung beschlossen und durch Beschlüsse der 
Mitgliederversammlungen vom 3.6.2014, 23.09.2015 geändert und in der Mitgliederversammlung 
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vom 18.01.2019 in die vorliegende Form abgeändert.   


